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An unſere Leſer. 


Die vorige Nummer ver Verfaſſung iſt 
konfiszirt 0 den, Da uns die Stelle, welche 
man für ſtrafbar erachtete, nicht bezeichnet 
wurde, und da wir bei der ſorgfältigſten 
Durchſicht der ganzen Nummer keine Stelle 
auffinden konnten, welche wir für den Grund 
der Konfiskation halten könnten, ſo war es 
uns nicht möglich, unſeren Leſern mit Fort⸗ 
laſſung der angeſchuldigten Stelle eine neue 
Ausgabe zukommen zu laſſen. Bis jetzt haben 
wir über das Schicksal der konfiszirten Num⸗ 
mer noch keine Nachricht und boch wir, daß 
das Gericht die Beſchlagnahme nicht beſtätigen 
wird, ſo daß wir bald im Stande ſein werden, 
unferen Leſern die mit Beſchlag belegte Num- 
mer nachzuliefern. 


Was den Inhalt der konfiszirten Nummer betrifft, 
ſo beſprachen wir im Leitartikel die Angriffe, welche 
die Redefreiheit im Abgeordnetenhauſe augen⸗ 
blicklich erfährt, und gaben unſerer Anficht darüber 
einen offenen Ausdruck. In dem Sprechſaal theilten 
wir unſeren Leſern zwei Stellen aus früheren 
Reden des Minister ⸗Präſidenten und des 
Herrn von Below mit, um zu zeigen, wie wenig 
Grund die ſogenannte konſervative Partei hat, die Aus⸗ 
laſſungen der liberalen Partei im Abgeordnetenhauſe 
in irgend einer Weiſe als nicht wünſchenswerth oder 
nicht paſſend zu bezeichnen. Außerdem hatten wir un⸗ 
ſeren Lesben die Gründe entwickelt, welche eine Ver⸗ 
werfung der geforderten Marineanleihe noth- 
wendig machten. 


So weit der Inhalt der einzelnen Artikel. Einer der⸗ 
12 7 enthält möglicher Weiſe irgend eine Stelle, die man 
ür ſtrafbar hält, und wir können daher hier nur kurz den 
Inhalt andeuten; was die politiſche Wochenſchau be⸗ 
trifft, ſo werden wir das Befentide aus derſelben, um 
unſere Leſer auf dem Laufenden zu erhalten, in unſere 
diesmalige Wochenſchau aufnehmen. 


Wir hoffen, unſere Leſer werden uns den Umſtand, 
daß ſie 0 dieſe Weiſe eine Nummer unſeres Blattes 
weniger erhalten, nicht ir Laſt legen, ſondern überzeugt 
ſein, daß wir ſtets beſtrebt ſind, durch ſtrenges Inne⸗ 
halten der geſetzlichen Schranken eine Beſchlagnahme 
zu vermeiden. Geſchieht dies dennoch, wie in der vori⸗ 
gen Woche, ſo liegt darin ein Beweis, wie auch bei 
der größten Sorgfalt in dieſer Beziehung ein Verſtoß 
gegen die Anſichten der Behörden nicht immer zu ver⸗ 
meiden iſt, und bitten wir deshalb unſere Leſer, uns 
ihr Wohlwollen trotzdem ferner auch zu erhalten. 

Wir machen darauf aufmerkſam, daß das Abonne⸗ 
ment für das nächſte Vierteljahr bei der Poſt 
bis zum 25. dieſes Monats erneuert werden 
muß, wenn eine regelmäßige Zuſendung des Blattes 
geſichert werden fol. 


Kluge Politik. 

Es liegt uns die Nr. 23 des Amtsblattes der Kö⸗ 
niglichen Regierung zu Marienwerder vor. In dieſem 
Blatte iſt die erſte Hälfte der Rede abgedruckt, welche 
der Miniſterpräſident von Bismarck, bei Gelegenheit der 
Verhandlung über die Regierungövorlage wegen der 
Bewilligung einer Anleihe von ein Millionen Thalern 
für Marinezwecke, in der 61ſten Sitzung des Abgeord⸗ 
netenhauſes gehalten hat. — Als wir den Abdruck die⸗ 
ſer halbirten Rede laſen, da fragten wir uns: warum 
giebt man denn dem Volke nur die erſte Hälfte der 
Rede zu leſen? Die Frage iſt einfach, aber die Ant⸗ 
wort noch einfacher. 2 

Die Freunde des Herrn von Bismarck, vielleicht er 
ſelbſt, werden auf den erſten Theil ſeiner Aeußerungen 
wahrſcheinlich ſtolzer geweſen ſein, als auf den zweiten, 
und mehr gewünſcht haben, dieſen erſten Theil zu ver⸗ 
breiten, als den zweiten. Holen wir deshalb nach, was 
das angeführte amtliche Blatt verſäumt hat. Herr 
von Bismarck ſagte damals Folgendes: . 

„Wie Sie ſich mit Ihren Wählern darüber abfin⸗ 
den, das iſt Ihre Sache; ich glaube, daß das ſo ſchwer 
nicht iſt, das Gewähltwerden. Wenn man verſprechen 
kann, ſo kann man auch gewählt werden. 


ewiſſe Trägheit zur Erfüllung der Pflichten, ohne de⸗ 

5 Erfüllung En großer Staat eben nicht beſtehen 
kann; in allen Schichten dient man nicht gern ſo lange 
als man muß; kann man ſich dem entziehen, giebt es 
Behörden, die ein Auge dabei zudrücken, * uht man 
es loszuwerden. Gefi kenne wird in faſt allen Stän⸗ 
den, beſonders vom weiblichen Theil der Bevölkerung, 
ich ſchließe daraus, daß Steuern nicht aus Patriotismus, 
ſondern aus Zwang gezahlt werden. 

Die meiſten Wähler werden ſich ſelbſt kaum ein Ur⸗ 
theil darüber beilegen, ob eine Armee mit einem Dienſt⸗ 
jahre weniger beſtehen kann oder nicht, ob der Staat 
mit etwas weniger oder mehr Steuern. auskommen kann 
oder nicht; jedenfalls aber würden ſie es gern ſehen, 
wenn das möglich wäre. Stellt ihnen das als Wahl⸗ 
Kandidat ein gebildeter, ihnen an Einſicht überlegener 
Herr vor, und gar ein Königlicher Beamter, der ihnen 
ſagt: man täuſcht Euch abſcheulich darüber, es iſt eine 
vortreffliche Armee mit zweijähriger Dienſtzeit möglich, 
der Staat könnte mit ſehr viel weniger Steuern beſte⸗ 

en, Ihr ſeid überbürdet, fo leuchtet das den Leuten ein, 
ie ſagen, der Herr ſpricht gut, unſere Wahlſtimme koſtet 
uns nichts, wir wollen es damit verſuchen, ſchafft er, 
was er ſagt, ſo iſt es gut, kann er es nicht ſchaffen, ſo 
wird er wiederkommen und ſagen, es iſt noch nicht ge⸗ 
lungen, aber zweijährige Dienſtzeit müßt Ihr haben. 
Das Vertrauen der 5 ur en 1 
nigs iſt groß genug, daß ſie agen, ſollte das La: 
99 5 Gen e gehen oder wirlich in Schaden kom⸗ 
men, jo wird es ja der König nicht leiden.“ 


Alſo das Gewähltwerden iſt nach Herrn von Bis⸗ 
marck nicht ſchwer, wenn man nur verſprechen kann. 
Außerdem Toll unſere Bevölkerung läſſig in der Erfüllung 
ihrer Pflichten ſein. Die meiſten Wähler, meint er fer⸗ 
ner, haben kein Urtheil darüber, wie lange die Dienſt⸗ 
zeit im Heere zu dauern hat. Wir, die wir vor dem 

erſtand und der Pflichttreue unſeres Volkes die größte 
Achtung haben, fühlen uns verpflichtet, hiergegen feier⸗ 
lich Proteſt einzulegen. 

Noch niemand hat bisher dem Preußiſchen Volke 
die Beſchuldigung in das Geſicht geworfen: „es ſei 
träge in der Erfüllung der Pflichten.“ Wie lange 
iſt es denn her, daß die hinter dem Herrn von Bismarck 
ſtehende Partei kein geläufigeres Wort kannte, als: 
„der König rief, und Alle, Alle kamen“, und 
von dieſem ſelben Volke 0 man jetzt, es ſei träge in 
der Erfüllung ſeiner Pflichten. Die Sache iſt aber 
ganz einfach. Man ärgert ſich darüber, daß unſer Volk 
verſtändig genug iſt, um ſich ſelbſt ein Urtheil über feine 
Pflichten zu bilden und nicht jede Handlung, die man von 
ihm 5 0 als nothwendig zum Heil des Staates anzu⸗ 
erkennen. Es wählt ſeine Vertreter nach eigener Ueber⸗ 
zeugung, damit dieſe nicht dulden, daß ihm irgendwie zuviel 
aufgebürdet werde. Und es hat Recht mit dieſer Pen d 
denn es kennt ſehr wohl den alten Spruch: „Wenn du 
den Frieden willſt, erhalte dich kriegsfähig.“ Es hat dieſen 
Spruch ſtets vor Augen, es weiß ſehr wohl, daß man 


In allen Schichten unſerer Bevölkerung 5 eine 


im Frieden die Kräfte für den Krieg ſammeln muß, 
um denſelben beſtehen zu können. Was gehört denn 
aber zum Kriege? ‚Bor allen Dingen doch Geld⸗ und 
Menſchenkräfte. Dieſe müſſen aufgeſpart werden, um 
im Kriege vorhanden zu ſein. 
Nach dieſen Grundſätzen hat das Volk bisher 
u und tft ſich dabei feines Zweckes wohl 
ewußt geweſen. Es tft wirklich nicht jo un⸗ 
wiſſend als Mancher es gern ſich ſbif und 
Anderen einreden möchte und es iſt ſich ſeiner 
Pflichten ſtets bewußt und nie läſſig in der 
Erfüllung derſelben geweſen. 

Am ernſteſten müſſen wir aber der Unterſtellung 
widerſprechen, als ob das Volk ſeine Abgeordneten wähle 
in der Ausſicht, daß die Stimmen der Abgeordneten 
keinen Einfluß auf das Geſchick des Landes hätten, wie 
ſolches ja in der Rede des Herrn von Bismarck an⸗ 
3 iſt. Solche Hoffnungen kennt unſer Volk nicht. 

8 wählt nach befter Ueberzeugung diejenigen, welchen 
es das Vertrauen ſchenkt, daß ſie Einſicht in die Be⸗ 
dürfniſſe unſeres Vaterlandes haben. Hinterhalte und 
Rückſichten kennt das Preußiſche Volk nicht, es hat von 
je je treu zu feinen Erkorenen geſtanden und wer fein 
Gebäude auf der Hoffnung eines etwa bei unferem 
Volke möglichen Wankelmuthes zu errichten gedenken 
ſollte, der wird noch früh genug zu ſeinem Schaden 
erfahren müſſen, daß er einen unſicheren Baugrund 


gewählt hat. Sein Haus wird vom erſten Sturme 
wie ein Kartenhaus weggeblaſen werden. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Das Hauptereigniß der vorigen Woche war die 
allerdings vorausgeſehene Ablehnung der geforderten Marine⸗ 
Anleihe von 10 Millionen. Die Verhandlungen beſchränkten 
ſich weſentlich auf die politiſche Seite der Frage, ohne daß 
jedoch von Seiten des Miniſteriums dem Haufe eine neue 
Aufklärung über die Stellung Preußens in der ſchleswig⸗ 
holſtein' ſchen Frage gegeben wurde. Die ganze nn 
und ganz beſonders die Zähigkeit, mit welcher die Regierung 
an der Bewilligung der Anleihe feſthielt, und ſogar ſich zu⸗ 
frieden erklärte, wenn man ſie eventuell, . nur für den 
Fall bewilligen würde, daß Preußen ſich in den Beſitz von 
Kiel ſetzt, ließ den Eindruck zurück, als ob es der Regierung 
vor Allem darauf ankomme, durch irgend ein Votum der 
Volksvertretung eine Unterſtützung bei ihrem Auftreten lin 
der re if, u Angelegenheit zu erhalten. Dieſe 
Wahrnehmung iſt, wir können es uns nicht verhehlen, eine 
erfreuliche, denn fie zeigt uns, wie keine Regierung in einem 
konſtitutionellen Lande fi) der Erkenntniß verſchlleßen kann, 
daß fie in allen Dingen der Unterftügung der Volksvertre⸗ 
tung dringend bedarf. 5 , . 

Das gleiche Beſtreben der Regierung, auf irgend eine 
Weiſe eine Billigung der in der ſchleswig⸗holſtein ſchen Frage 
befolgten Politik vom e e ge erlangen, trat 
in der Debatte über die Kriegskoſten⸗Vorlage der Re⸗ 
gierung hervor. Auf den Antrag der Kommiſſion wurde 
auch dieſe Vorlage von der Majorität der Kammer abgelehnt, 
da das Abgeordnetenhaus während des budgetloſen Zuſtandes 
überhaupt keine Gelder zu außerordentlichen Ausgaben be⸗ 
willigen könne. 2 

as Geſetz über den e für das Jahr 
1865 wurde vom Abgeordnetenhauſe im Ganzen ſo angenom⸗ 


men, wie e aus der Bewilligung der einzelnen Poſten, 
denen das 8085 ſeine Genehmigung ertheilt hat, ergiebt. 
Während in dem von der Regierung rer Entwurfe 

innahme und Ausgabe ae waren, ſchließt der vom 
Haufe angenommene Etat mit einem Ueberſchuß von 
etwa ſteben und eine halbe Million Thaler ab. 

Die konſervativen Abgeordneten haben einen Antrag ein⸗ 

ehracht, nach welchem das Haus auf den Antrag von 15 

itgliedern über einen Ordnungsruf gegen einen Redner 
beſchließen kann. Die Geſchäftsordnungs ⸗Kommiſſion hat 
die einfache Verwerfung dieſes Antrages, welcher die Befugniſſe 
des Präſidenten einſchränkt, e 

Der Schluß des Hauſes wird in den nächſten Tagen 
erfolgen, wahrſcheinlich hat er ſchon ſtattgefunden, wenn 
unſere Leſer das Blatt erhalten. . 

Das Herrenhaus hat in den letzten Tagen eine große 
Anzahl von Gegenſtänden erledigt. In ſeiner letzten Sitzung 
hat es ſich mit dem früher mitgetheilten Antrage der Herren 
v. Below und Genoſſen auf eine Deklaration des Art. 84. 
der Verfaſſung beſchäftigt. Man hat aber wohl eingeſehen, 
daß eine Bertaffungeän erung zur Beſchränkung der Rede⸗ 
freiheit im Abgeordnetenhauſe jetzt nicht durchführbar iſt, und 
deshalb hat man von dieſem Antrage Abſtand genommen; 
das Haus ift einem Antrage des Herrn v. Waldaw bei 

etreten, die Regierung zu erſuchen, innerhalb der beſtehenden 

0 Vorſorge zu treffen, daß Beleidigungen und dergl. 
auch dann den Strafgeſetzen unterworfen ſind, wenn ſie von 
Mitgliedern der Häuſer des aan ausgehen. Der Minifter- 
präfident hat die Erfüllung des Wunſches zugeſagt. Bei der 
Debatte mußten die armen Zeitungen viel leiden, ſie ſollen 
alles Unheil verſchulden. 

Man ſpricht jetzt ſehr ernſtlich von dem bevorſtehenden 
Rücktritt des Znftigmintfters, doch dürfte dieſelbe ſchwerlich 
vor dem Schluß der Kammenſeſſion erfolgen. Wie es heißt, 
ſoll derſelbe nach der 1 des hochbetagten Kanzlers 
von Zander, Kanzler des Königreichs Preußens werden. Aller ⸗ 
dings wird dieſes Gerücht von offiziöſer Seite als grundlos 
bezeichnet, aber der Glaube an die Richtigkeit deſſelben kann 
dadurch nicht e werden. 

Außerdem hieß es auch in den letzten Tagen, daß der 
Kriegsminiſter, Herr von Roon, ſein Portefeuille niederlegen 
werde und daß der bisherige Chef des Militair- Kabinets, 
der General⸗Adjutant von Manteuffel, zu ſeinem Nach⸗ 
folger beſtimmt ſei. Wir geben dieſes Gerücht einfach wieder, 
ohne daß wir ſeine Richtigkeit anerkennen wollen. 

Ein Streit, welcher im Abgeordnetenhauſe zwiſchen dem 
Miniſterpräſidenten und dem Abgeordneten, Profeſſor 
Dr. Virchow, ſtattgefunden, hat eine ganz ungewöhnliche 
Ausdehnung erlangt, indem Herr von iemarch von dem 
Dr, Virchow die Zurücknahme der angeblich beleidigenden 
Aeußerung oder die Annahme eines Duells verlangt hat. 
Virchow 15 die Herausforderung nicht angenommen, und ſind 
ihm in Folge deſſen, nicht nur aus Berlin, ſondern auch aus 
anderen Theilen des Landes eine große Anzahl von Zu⸗ 
ee adreſſen zugefommen, welchen noch fortwährend 
andere gleichen Inhalts 1 5 Einer Deputation, welche 
ihm eine ſolche Adreſſe überreichte, erklärte er, daß ihm dieſe 
e eine aufrichtige Befriedigung gewähre. Zwar 
babe es nicht in feiner Abſicht gelegen, dieſe An⸗ 
gelegenheit ſo auf den ofjenen Markt zu tragen; 

ü 


rheine dies Je All e könne er ſich nur freuen, das 


richtige Verſtändni e im Volke zu finden. Er fühle 
ſich jedoch verpflichtet, auszusprechen, 90 wenn er fac 
nicht in ſeiner dem Volke berantörtlcſen Stellung als 


Abgeordneter ſich befunden hätte, er doch niemals auf 


ein Duell eingegangen ſein würde, weil er es 
endlich an der Zeit halte, daß Jedermann ſich ver- 
pflichtet finde, zur Unterdrückung dieſes alten Vor⸗ 
urtheils beizutragen. Wenn nun durch derartige maſſen⸗ 
hafte Zuftimmungen aus dem Volke ſelbſt Kundgebungen 
in gleichem Sinne zu Tage treten, ſo ſei er überzeugt, daß 
damit ein weſentlicher Schritt auf dem Wege der Emanzipation 
von jenem Vorurtheil gethan ſei, und deßhalb begrüße er 
dieſelbe mit doppelter Freude. Die Bürgerſchaft dürfe aber 
hiernach vertrauen, daß er von dieſem Standpunkt nicht 
weichen werde. 

Schleswig⸗Holſtein. Die Einberufung der Stände von 
1854 ilt jetzt von Oeſterreich zugeſtanden worden, 10 follen fie 
nur zu dem Zwecke zuſammentreten, um das Wahlgeſetz von 
1848 anzunehmen, und Wahlen auf Grund deſſelben aus⸗ 
ſchreiben. Es iſt mit der Einigung über dieſen Punkt aber 
noch keineswegs eine vollſtändige Einigung zwiſchen Preußen 
und en über die ferneren Schritte in der ſchleswig⸗ 
holſtein' ſchen Frage erzielt worden. Man rechnete f 
daß bei der perſönlichen Zuſammenkunft beider Monarchen 
in Karlsbad endlich eine feſte 50 in dieſer Be⸗ 
iehung getroffen werden würde, doch hat ſich dieſe Zuſammen⸗ 
fuuft kurs erſte wieder zerſchlagen, da die Spannung zwiſchen 
Oeſterreich und Preußen nach allen darüber vorliegenden 
Rem wieder einen ſehr hohen Grad erreicht zu haben cent, 

er Großherzog von Oldenburg hat ſeine Anſprüche 
auf den En der Herzogthümer von Neuem geltend ge⸗ 
macht und feine Sache, wie es ſcheint, in Berlin perſönlich 
betrieben. Er wollte zu dieſem Zwecke auch nach Wien ge⸗ 
hen, doch hat er dieſe Abſicht aufgegeben. Möglich, daß er 
von dort von vornherein a worden iſt, daß feine 
Bemühungen vergeblich ſein werden. Ueber die Reſultate 
ſeiner Verhandlungen in Berlin liegen die verſchiedenſten 
Berichte vor. Nach einer von Wien aus verbreiteten Nach⸗ 
richt ſoll er die Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein mit voller 
Souveränität erhalten, und dafür ſein bisheriges Land, das 
Großherzogthum Oldenburg, an Preußen abtreten. 
Von anderer Seite wird dagegen verſichert, er werde den 
Thron der . unter den von Preußen in einer 
Depeſche an das Wiener Kabinet ae Bien, Bedingungen, 
welche wir ſeiner Zeit beſprochen haben, beſteigen, und an 
Preußen nur ein kleines, an den Jadebuſen grenzendes Stück 
Land, ſowie die Grafſchaft Birkenfeld, abtreten.“ Eine dritte 
Nachricht endlich ſpricht davon, daß Preußen dem Groß⸗ 
herzog von Olden 525 feine Anſprüche auf Schles⸗ 
wig⸗Holſtein für Geld abkaufen werde. Auf jeden 
Fall ſcheinen bei all dieſen Verhandlungen die Anſprüche des 
Herzogs Friedrich ganz außer Acht gelaffen zu fein. Aller⸗ 
dings foll die Prüfung ſeiner Anſprüche durch die preußt- 
ſchen Kronjuriſten Diefefben als ſehr zweifelhaft hingeſtellt 
haben, aber das Urtheil der preußiſchen Kronjuriſten iſt doch 
nicht für alle Welt maßgebend. 5 . 

Ueber die Angelegenheit des Kieler Hafens gehen die ders 
richten gleichfalls ſehr auseinander. Während alle Maßregeln 
der preußiſchen Regierung darauf hindeuten, daß ſie mit der 
Verlegung der Marineftation nach Kiel Ernſt machen will, 
wird von anderer Seite verbreitet, daß eine Herſtellung dauern⸗ 
der Einrichtung bei Oeſterreich auf den entſchiedenſten Wider⸗ 
ſtand ſtoßen werde 

Bahern. Die Regierung hat bei den in München ſtehen⸗ 
den Regimentern ſo ſtarke Beurlaubungen eintreten am 
daß jetzt dort die Kompagnie nur 15 Mann ſtark iſt. Wir 
wiel nicht, ob ſolche Beurlaubungen im 5 ftatt- 

efunden haben, aber auf jeden Fall haben wir hier einen 
Beweis, daß ſelbſt unter den Fachmännern die Anſichten über 


die Nothwendigkeit eines großen Präſensſtandes weit aus⸗ 
einander gehen. 

Oeſterreich. Der Kaiſer iſt in Ungarn geweſen 
und dort mit großem Jubel empfangen worden. Vielfach 
knüpft man daran die Hoffnung auf eine endliche Beilegung 
der Streitigkeiten mit Ungarn, doch dürfte dieſelbe an dem 
a Widerſtande der Ungarn gegen eine Geſammt⸗ 

olksvertretung des ganzen Kaiſerſtaates ſcheitern. Die Un⸗ 
garn wollen ihre eigene Verfaſſung und ihren eigenen Land⸗ 
tag, über welchem kein anderer ſtehen ſoll, beibehalten. 

Wie es ſcheint, erwartet man in einigen n dee 
in Tyrol und im Venetianiſchen einen neuen Aufſtands⸗ 
verſuch der italieniſchen Partei. In Venedig hat man eine 
ſehr bedeutende geheime Pulverfabrik entdeckt. Dazu kommt, 
daß aus England die Nachricht von einer beabſichtigten Ex⸗ 
pedition Garibaldi angelangt ift, als deren Ziel Venetien 
bezeichnet wird. Unter ſolchen Umſtänden ſcheint an eine 
Reduktion der in Venetien ſtehenden Armee nicht zu denken 
zu ſein, und dennoch liegen offiziöſe Nachrichten aus Wien 
vor, welche eine ſolche Maßrege nicht allzu unwahrſcheinlich 
erſcheinen laſſen. Man denkt dort, wie aus dieſen Nachrich⸗ 
ih Juul t, ſehr eifrig an eine Ausſöhnung mit dem König⸗ 
rei 
dieſer Verſöhnung das Siegel durch die Vermählung des 
Kronprinzen von Italien mit einer öſterreichiſchen Oraberzogin 
aufgedrückt werde. Der Grund von dieſer Aenderung der 
Anſcchten in Wien ſcheint das Beſtreben zu ſein, die volle 
Aufmerkſamkeit wieder den deutſchen Verhältniſſen zuwenden 
zu können, da man ſehr beſorgt auf jede mögliche Ausbrei⸗ 
tung des preußiſchen Einfluſſes in Deutſchland blickt. 

Frankreich. Die Stimmen, welche eine Zurückberufung 
der franzöſiſchen 1 5 aus Mexiko verlangen, werden im⸗ 
mer lauter. Im A e iſt dieſe Rückberufung 
von Thiers bei Gelegenheit der Budget⸗ Debatte ſehr ein⸗ 
dringlich befürwortet worden. Dennoch verlautet, daß die 
Regierung von Neuem 50,000 Mann dorthin ſchicken werde, 
um den ſchwankenden Thron des Kaiſers Maximilian zu 
ſtützen. (Wenn dazu noch Zeit iſt!) 5 

Die Kaiſerin hat ihre Regentſchaft damit gen aneh daß 
ſie alle bis dahin ausgeſprochenen Verwarnungen aufgehoben 
hat. Bei den Verhandlungen, welche im gejeßgebenden Kör⸗ 
per ſtattfanden, haben die Redner der Bppoſttion ſich ſehr 
entſchieden gegen die fortdauernde Vermehrung der Staats⸗ 
ſchulden ausgeſprochen. Man wünſcht vielſeitig eine Vermin⸗ 
17 der ſtehenden Armee auf zwei Drittheile ihres jetzi⸗ 
gen Beſtandes. 

Italien. Die Verhandlungen zwiſchen dem Königreich 
Italien und dem Papſte nähern ſich, was den kirchlichen 
Theil derſelben anbelangt, ihrem Ende. Es dreht ſich nur 
noch um eine einzige Frage, um die Form des Eides, welchen 
die Biſchöfe in dem Königreich künftighin leiſten ſollen. Es 
iſt keinem Zweifel aner, daß eine Verſtändigung darüber 
ſehr bald erzielt werden wird. Wie es aber mit den politi⸗ 
ſchen Verhandlungen, deren Führung nicht mehr abgeleugnet 
wird, ſteht, darüber herrſcht noch ein tiefes Geheimniß. 

England. Die amerikaniſche Regierung hat an das 
engliſche Kabinet ſehr energiſche Noten wegen der Begünfti- 
gungen gerichtet, welche den Kaperſchiffen der Rebellenſtaaten 
zu Theil geworden fein ſollen. In Folge deſſen hat jetzt die 
engliſche Regierung den Beſchluß gefaßt, kein Kriegsſchiff der 
Rebellenſtaaken mehr als Kriegsſchiff anzuerkennen, fo daß 
dieſelben jetzt in keinem brittiſchen Hafen mehr anlegen kön⸗ 
nen. Man hätte einen ſolchen Befehl ſchon vor längerer 


Italien, und trägt ſich ſogar mit der Hoffnung, daß. 


Zeit erwarten müſſen, da dadurch allein der Seeräuberei 
welche die Rebellen trieben, ein Ziel zu ſetzen war. x 
Nord-Amerika. Der ehemalige Präfident der Rebellen- 
ſtaaten, El on Davis, ift mit noch mehreren Mitglie⸗ 
dern der Rebellen⸗Regierung des Se angeklagt und 
dürfte feine Verurtheilung zum Tode wohl mit Sicherheit 
zu erwarten ſtehen. Der Prozeß gegen die Mitſchuldigen 
des Mörders Booth dauert noch immer fort. Ein direkter 
Beweis für die Mitwifſenſchaft des Jefferſon Davis hat ſich 
noch nicht gefunden, doch iſt der e Eindruck entſchie⸗ 
den ein ſolcher, daß man an eine Aufmunterung, wenn nicht 
eradezu an eine direkte Aufforderung Seitens der Rebellen⸗ 
egierung oder doch ihr nahe ſtehender Perſonen glauben muß. 
Inzwiſchen hat der Präſident eine Amneſtie erlaſſen, 
welche jedoch nur die unteren Klaſſen der Geſellſchaft trifft. 
Eine ſolche Trennung könnte vielleicht Anſtoß erregen, da ſe 
die Begnadigung nicht als Regel, ſondern als Ausnahme er⸗ 
ſcheinen läßt, allein das iſt gerade die Art von Amneſtie, 
wie fie fich die Rebellen durch die letzte ſcheußliche Schand⸗ 
that bereitet haben. Wäre nicht Lincoln unter dem Streiche 
des ſüdlichen Mörders erlegen, ſo würden die Rebellen eine 
beſſere Art von Amneſtie erlangt haben — die Milde würde 
vorgewaltet haben, die Strenge in den Hintergrund. getreten 
ſein. Ohne Zweifel würde Lincoln damit eine ſtarke und 
heftige Oppoſition im Norden erweckt haben, und das würde 
nicht das einzige Unglück geweſen ſein. Die zu große 
Milde würde die unentbehrliche Vorbedingung 
einer erſprießlichen Reorganiſation des Südens, 
die gründliche Vernichtung der Ariſtokratie des 
roßen Grund beſitzes zerſtört haben. Präſident John⸗ 
Ken ift durch feinen Erlaß ſowohl dem natürlichen Rechtsge⸗ 
fühl des Volkes, als den Erforderniſſen einer die letzten Ziele 
bigen Pe faſſenden Staatsweisheit und feinem eigenen bün⸗ 
i 
eigentlichen Verführken, der armen Teufel, die zum Militär⸗ 
dienſt gezwungen wurden, oder ſonſt an der Rebellion Theil 
nahmen, weil ſie den Sinn und die Tragweite derſelben nicht 
begriffen, läßt Präfident Johnſon Gnade vor Recht ergehen, 
nicht aber zu Gunſten der Anftifter, Leiter und Führer der 
Rebellion, nicht zu Gunſten eidbrüchiger Deſerteure aus dem 
Militär⸗ oder Staatsdienſt des Bundes, nicht zu Gunſten 
der Scheuſale, welche das Völkerrecht mit Füßen A 15 
hen, nicht zu Gunſten der reichen Pflanzer. Allen dieſen 
wird zwar die perſönliche Anrufung der Gnade vorbehalten, 
und ſolche Gnade wird ihnen, Falls ſie aufrichtige Reue zei⸗ 
gen und die Würde und Intereſſen der Republik nicht darun⸗ 
ter leiden, gewährt werden; aber als Geſellſchaftsklaſſen wer⸗ 
den ſie nicht amneſtirt. . 
Mexiko. Einen deutlichen Beweis für die geringe Hoff⸗ 
nung, welche Kaiſer Maximilian ſelbſt für den Beſtand ſei⸗ 
nes Reiches hat, liefert die Thatſache, daß er 300,000 Frks. 
nach Trieſt geſchickt hat, um fein Luſtſchloß Miramare wie- 
der in Stand zu ſetzen. 


Briefkaſten. 
Herrn H. L. in 7, früher in W. Wir bitten Sie um 
1 1 Karbe Ihrer Adreſſe, da Ihr letztes Schreiben 
verloren gegangen iſt. errn C. K. in S. Reklamiren 
Sie nur das Blatt bei der Poſt, welche jede Beſtellung an⸗ 
nehmen muß. Eine Zuſendung von hier würde entweder 


verhältnißmäßig ſehr bedeutende Koſten machen oder ſehr 
leagſam 8 Im Uebrigen beſten Dank für Ihre Be⸗ 
Mi nge 
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rogramm gerecht geworden. Nur zu Gunſten der 


